
Zur Abwehr befürchteter Klima-
risiken durch verstärkten Ausstoß
sog. Treibhausgase wurde auf
der UN-Konferenz für Umwelt
und Entwicklung 1992 in Rio de
Janeiro eine Klima-Rahmenkon-
vention verabschiedet. Nach-
folgende Konferenzen sollten
Näheres regeln. 1997 einigten
sich rd. 150 Staaten im „Kyoto-
Protokoll“ auf quantitative Ziele
für die Verringerung der Emissio-
nen von sechs wichtigen Spu-
rengasen, darunter Kohlendioxid
(CO2) und Methan, um 5,2 Pro-
zent bis spätestens 2012 ge-
genüber den Ist-Werten für 1990.
Verpflichtungen übernahmen al-
lerdings nur die Industrieländer,
so die EU und die USA Reduktio-
nen um 8 bzw. 7 Prozent.

Das Kyoto-Abkommen kann
erst in Kraft treten, wenn 55
Länder es ratifiziert haben, die
zusammen 55 Prozent der Emis-
sionen von 1990 repräsentieren.
Der größte Emittent, die USA,
hat die Ratifikation verweigert.
Es kommt deshalb auf Russland
an. Ihm, aber auch anderen
Staaten, die zunächst nicht rati-
fizieren wollten (u. a. Australien,
Kanada) wurden 2001 in Marra-

kesch erhebliche Konzessionen
gemacht, bes. hinsichtlich der
Anrechnung sog. Senken, d. h.
CO2-bindender Aktivitäten in
Land- und Forstwirtschaft (Auf-
forstung), an Stelle einer ent-
sprechenden Verringerung der
Emissionen. Dadurch verringerte
sich die Reduktions-Quote für al-
le Industrieländer auf etwa 1,8
Prozent. Russlands Beitritt ist
nach wie vor offen.

Zur Erreichung der Ziele dür-
fen auch folgende Möglichkeiten
eingesetzt werden:
• „Joint Implementation“ (An-

rechnung der Ergebnisse von
Maßnahmen in einem anderen
Industriestaat)

• „Clean Development Mecha-
nism“ (Anrechnung der Ergeb-
nisse von Maßnahmen in ei-
nem Schwellen- oder Entwick-
lungsland)

• „International Emission Tra-
ding“ (Handel mit Emissions-
Zertifikaten = „Verschmut-
zungsrechten“).

Dies ist zur Kosten-Effizienz sinn-
voll. Bei dem globalen Klima-Pro-
blem kommt es auf den Ort der
Emissions-Vermeidung nicht an.

Nach der Aufteilung innerhalb

der EU („burden sharing“) muss
Deutschland seine Emissionen
überproportional um 21 Prozent
verringern. Dieses Ziel könnte er-
reicht werden, wenn die be-
schlossene vorzeitige Stillegung
funktionstüchtiger Kernkraft-
werke (KKW) - neun bis 2012 -
rückgängig gemacht oder zu-
mindest jeweils um etwa zehn
Jahre verschoben würde. Jedes
große KKW vermeidet bis zu
zehn Millionen Tonnen (Mio. t)
CO2, alle 19 vorhandenen KKW
bis zu 160 Mio t. Diese Mengen
können nicht zusätzlich zu den
ohnehin ehrgeizigen nationalen
Einspar-Zielen „eingespart“ wer-
den. 

Der Wert des Kyoto-Protokolls
ist in der Fachwelt umstritten.
Entscheidende Schwächen sind:
Die Verwässerung in Marra-
kesch, die Nicht-Berücksichti-
gung des Beitrags der Kernener-
gie zum Klimaschutz heute und
morgen sowie die völlige Ver-
schonung von Ländern wie China
und Indien, deren Emissionen
stark steigen. Dennoch kann es
als kleiner Schritt in die richtige
Richtung gewertet werden.

Was besagt und was bedeutet das
Kyoto-Protokoll zum Klimaschutz ?
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Der Gehalt der Atmosphäre an
Kohlendioxid (CO2) ist in den
letzten rd. 150 Jahren kontinu-
ierlich gestiegen. Eine bestimm-
te Konzentration dieses Spuren-
gases ermöglicht erträgliche
Temperaturen und damit das Le-
ben auf der Erde. Ihre stärkere
Erhöhung geht mit einer globa-
len Erwärmung einher. Im Laufe
der Erdgeschichte hat es immer
wieder Temperatur-Schwankun-
gen gegeben. Sie waren natür-
lich bedingt. 

Heute trägt der Mensch durch
die Verbrennung von Kohle, Öl
und Gas (sowie mit Abstand Bio-
masse), insbesondere für Raum-
heizung, Straßenverkehr und
Stromerzeugung sowie durch
Abholzung von Tropenwäldern
und Intensiv-Landwirtschaft, maß-
geblich zur Anreicherung der At-
mosphäre mit CO2 und anderen
Klimagasen bei. Im 20. Jahrhun-
dert hat sich die mittlere Jahres-
temperatur insgesamt leicht er-
höht. Die große Mehrheit der
Klimatologen befürchtet eine
schwerwiegende (negative) Ver-
änderung des Weltklimas in den
nächsten Jahrzehnten, wenn der

Ausstoß der „Treibhausgase“
nicht verringert wird. Vieles ist
dabei umstritten. Zu den ent-
sprechenden Kontroversen kann
im Rahmen dieses Beitrags nicht
Stellung bezogen werden.

Weitgehend einig ist man sich,
dass zum Klimaschutz vorsorg-
lich zumindest diejenigen Maß-
nahmen getroffen werden soll-
ten, die auch aus anderen Grün-
den, z. B. Versorgungssicherheit
und Ressourcenschonung, sinn-
voll sind. Auf der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung
1992 in Rio de Janeiro (Brasilien)
wurde dazu eine Klima-Rahmen-
konvention verabschiedet. Darin
haben sich die mehr als 150 Un-
terzeichnerstaaten zu einer Sta-
bilisierung der Treibhausgas-
Emissionen auf einem Niveau
verpflichtet, das eine gefährliche
anthropogene (vom Menschen
ausgelöste) Störung des Klimasy-
stems verhindert (Artikel 2).
Näheres sollte auf nachfolgen-
den Konferenzen der Vertrags-
staaten geregelt werden. Auf der
dritten dieser Folge-Konferenzen
1997 in Kyoto (Japan) wurden
erstmals international verbindli-

che quantitative Ziele dazu ver-
einbart. Danach sollen die Indu-
striestaaten bis spätestens 2012
ihren Ausstoß an den sechs Gasen
CO2 , Methan, Lachgas (Distick-
stoffoxid), Schwefelhexafluorid,
teilhalogenierte und perfluorierte
Kohlenwasserstoffe gegenüber
dem Basisjahr 1990 um 5,2 Pro-
zent reduzieren, davon
• die Europäische Union (EU) um

8 Prozent
• die USA um 7 Prozent
• Japan um 6 Prozent.
Den Schwellen- und Entwick-
lungsländern, insbes. auch den
volksreichsten Staaten China und
Indien, wurden keine Verpflich-
tungen auferlegt, obwohl ihre
entsprechenden Emissionen seit
1990 deutlich zugenommen ha-
ben und ein weiterer starker An-
stieg in den nächsten 15 Jahren er-
wartet wird. Wirksame Sanktio-
nen sind nicht vorgesehen. Es
gibt aber Berichtspflichten. 

Das Kyoto-Protokoll tritt in
Kraft, wenn 55 Länder ihre Rati-
fikationsurkunden hinterlegt ha-
ben, aus denen zusammen 55
Prozent der Emissionen im Jahr
1990 stammen. Die Länderquote
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ist mit 184 Ratifikationen längst er-
reicht. Doch sind die 55 Prozent
noch nicht zusammengekom-
men, weil die großen Emittenten
USA und Russland (bisher) nicht ra-
tifiziert haben. Die USA lehnen
inzwischen die Ratifizierung so-
gar definitiv ab mit der Begrün-
dung, die hohen wirtschaftlichen
Belastungen im Verhältnis zu
dem erzielbaren Nutzen seien
nicht vertretbar, und die Ver-
schonung bes. Chinas und Indi-
ens sei unfair. Inwieweit diese
Argumente nur Vorwände oder
aber fundiert sind, kann hier
nicht untersucht werden. Jeden-
falls kann mit den USA nicht
mehr gerechnet werden, es sei
denn, eine künftige andere Ad-
ministration und vor allem ein
anders zusammengesetzter Se-
nat ändern den Kurs. 

Angesichts dessen hat sich die
Staatengemeinschaft auf weite-
ren Konferenzen der Vertrags-
staaten intensiv um die Mitwir-
kung Russlands sowie Kanadas
und Australiens bemüht. Das ge-
lang bezüglich der letzteren in
Marrakesch (Marokko) Ende
2001. Mit dem erzielten Kom-
promiss wurden jedoch die ehr-
geizigen Zielvorgaben von Kyoto
de facto weitgehend aufgege-
ben. Insbes. wurde anerkannt,
dass diese Länder, statt ihre
Emissionen zu vermindern, in
großem Umfang sog. Senken
nutzen dürfen. Dabei handelt es
sich um CO2-bindende Aktivitäten
in Land- und Forstwirtschaft wie
die „Bewirtschaftung“ (englisch:
management) von Acker-, Wei-
de- und Waldland sowie die
(Wieder-) Aufforstung. Berück-
sichtigt man diese Möglichkei-
ten, so bleiben etwa folgende

Reduktionen übrig:
• EU: minus 5 Prozent
• USA: minus 4 Prozent
• Japan: keine, vielmehr Zunah-

me um 1,7 Prozent !
• Alle Industriestaaten: minus 1,8

Prozent.
Ob Russland ratifizieren wird, ist
nach wie vor offen. Nach Me-
dienberichten hat es vor kurzem
einen „Kuhhandel“ mit der EU
gegeben: Wenn diese erfolgreich
Russlands Aufnahme in die Welt-
handelsorganisation (WTO) un-
terstützt, wird sich Russland mit
der Ratifizierung des Kyoto-
Protokolls revanchieren. Ein An-
reiz könnte sein, dass Russland
wegen des weitgehenden Zu-
sammenbruchs seiner Schwerin-
dustrie in den 1990er Jahren und
der Zugeständnisse von Marra-
kesch erhebliche Mengen an
Emissions-Zertifikaten devisen-
bringend auf dem internationa-
len Markt verkaufen könnte (sie-
he dazu sogleich). 

Das Kyoto-Protokoll schreibt
den Vertragsstaaten nicht vor,
wie - mittels welcher Strategie
oder welcher Einzelmaßnahmen -
sie ihre Reduktions-Verpflichtun-
gen erfüllen müssen. Es eröffnet
aber zusätzliche Möglichkeiten,
nämlich
• Joint Implementation (Anrech-

nung der Ergebnisse von Maß-
nahmen in einem anderen In-
dustriestaat) JI

• Clean Development Mechanism
(Anrechnung der Ergebnisse
von Maßnahmen in einem
Schwellen- oder Entwicklungs-
land) CDM

• International Emission Trading
(Handel mit Zertifikaten über
die Berechtigung zum Ausstoß
einer bestimmten Menge eines

Klimagases, die der Verkäufer
nicht braucht, weil er mit eige-
nen Maßnahmen die entspre-
chende Reduktion erreicht hat,
und an denen der Käufer inter-
essiert ist, weil er seinerseits die
Verringerung nicht erreichen
kann oder – weil zu teuer –
will).

Diese drei Maßnahmen-Typen
sind sinnvoll. Denn die Klimage-
fährdung stellt ein globales Um-
weltproblem dar. Es ist deshalb
gleichgültig, wo auf der Welt die
Emissionen verringert werden.
Wegen des auf jeden Fall riesi-
gen Kapitalbedarfs dafür ist Kos-
ten-Effizienz geboten. Es gilt das
Prinzip: „Das ökologisch Not-
wendige muss ökonomisch effi-
zient realisiert werden.“ Strittig
war lange Zeit, in welchem Aus-
maß Erfolge im Ausland dem je-
weiligen Unternehmen bzw. sei-
nem Sitzstaat zugerechnet wer-
den sollen. Vor allem Deutsch-
land hat sich insoweit sehr re-
striktiv gebärdet.

Konkrete Obergrenzen für die
Anrechnung dieser projektbezo-
genen Maßnahmen (im Ge-
spräch waren bis zu 5O Prozent)
sind bislang nicht festgelegt wor-
den. Die EU hat in einer neuen
Richtlinie, die den Emissions-Zer-
tifikate-Handel mit JI und CDM
verknüpfen soll, eine Regelung
ab 2008 vorgesehen. Die Mit-
gliedstaaten können dann indivi-
duell Limitierungen vorschreiben.

Die EU hat die Reduktions-
Verpflichtungen 1998 durch Be-
schluss ihres Ministerrates zwi-
schen ihren Mitgliedstaaten auf-
geteilt (sog. Burden sharing). Da-
bei hat es Deutschland über-
nommen, seine CO2-Emissionen
um 21 Prozent zu vermindern,
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um insbes. südlichen Mitglied-
staaten die weitere wirtschaftli-
che Entwicklung mit einer ent-
sprechenden Erhöhung ihres
Ausstoßes zu erlauben. Bis 2002
wurde europaweit erst eine Ver-
ringerung um rd. 2,9 Prozent er-
reicht. Wenn der gegenwärtige
Trend anhält, wird sogar be-
fürchtet, dass die Emissionsmen-
ge des Jahres 1990 kaum unter-
schritten wird. Das Europäische
Parlament hat kürzlich darauf
hingewiesen, dass u. a. die ne-
gative Haltung zur Kernenergie
in einzelnen Mitgliedstaaten
(nicht zuletzt gezielt auf den
deutschen „Ausstieg“) die Zieler-
füllung unmöglich macht oder
doch stark gefährdet. 

Ob Deutschland das Minde-
rungsziel 21 Prozent erreicht, ist
fraglich. Zwar ist man 2002
schon bei minus 19 Prozent an-
gelangt. Aber daran hatten der
drastische Rückgang der Indu-
strieproduktion und die Erneue-
rung praktisch des gesamten
Kraftwerksparks in den neuen
Bundesländern entscheidenden
Anteil. Infolge der vorzeitigen
Abschaltung von neun Kern-
kraftwerken bis 2012 aufgrund
des „Ausstiegs“beschlusses müs-
sen mehr als 60 Millionen Ton-
nen CO2, die bisher durch deren
CO2-freie Stromproduktion ver-
mieden werden, an anderer Stel-
le zusätzlich eingespart werden.
Das ist angesichts ohnehin ehr-
geiziger Vorgaben für die Sektoren
Industrie, Gewerbe + Handel,
Haushalte und Verkehr sowie für
den Ausbau regenerativer Ener-
gien kaum vorstellbar, zumal die
Subventionen für letztere nicht
noch weiter gesteigert werden
können.

Was zur Minderung der Treib-
hausgas-Emissionen international
auf das Kyoto-Protokoll folgt, ist
derzeit unklar. In der rot-grünen
Koalition wird das Ziel verfolgt,
den C02-Ausstoß national bis
2020 um 40 Prozent gegenüber
dem Basisjahr zu reduzieren,
wenn die EU im gleichen Zeit-
raum eine Verringerung um 30
Prozent beschließt. Gegenwärtig
scheint deren Neigung dazu
nicht allzu groß zu sein. Sollte ei-
ne entsprechende Vereinbarung
zustande kommen, wäre für
Deutschland der Bau neuer Kern-
kraftwerke früher oder später
unabdingbar. Mit anderen Maß-
nahmen ist das Ziel - auch bei ih-
rer Kombination - nicht oder je-
denfalls nicht ohne schwere
nachteilige Folgen für den Stan-
dort Deutschland und damit den
Lebensstandard der Bevölkerung
zu erreichen.

Nachtrag
Nachtrag auf Grund des Ein-
wands eines Lesers, dass es doch
Studien gebe, die zu dem Schluss
kämen, Klimaschutz sei auch oh-
ne Kernenergie möglich: 

Es trifft zu, dass einige Studien
Szenario-Rechnungen enthalten,
bei denen dieses Ergebnis zah-
lenmässig herauskommt. Aber es
sind eben Szenarien. Diese sind
u. a. dadurch charakterisiert, dass
ein Bündel von Annahmen (Prä-
missen) getroffen wird. Auf die-
se, bes. auf ihre Plausibilität,
Kompatibilität und vor allem Rea-
litätsnähe kommt es an. Gibt der
Auftraggeber einer Forscher-
gruppe vor: "Untersuchen Sie,
ob es eine Möglichkeit gibt, die
Ziele des Klimaschutzes mittelfri-
stig ohne einen Beitrag der Kern-

energie zu erreichen", so werden
die Forscher (legitimerweise an-
gesichts des Auftrags) entspre-
chende Pramissen setzen, wo-
möglich, wenn der erste Compu-
ter-Durchlauf nicht gleich das ge-
wünschte Erbgebnis bringt,
einzelne Annahmen so variieren,
dass zumindest eine Szenario-Al-
ternative mit dem "gewünsch-
ten" Ergebnis herauskommt.. So
kann z. B. die jährliche Rate der
Energieeinsparung deutlich hö-
her als in den letzten Jahrzehn-
ten realisiert eingestellt oder der
Beitrag einer bestimmten Technik
(Gas-Kraftwerke, Windenergie-
Anlagen) wesentlich höher ange-
setzt werden als allgemein er-
wartet wird. Auch können be-
stimmte staatliche Eingriffe ge-
fordert bzw. unterstellt werden.
Oder es kann gesagt werden, das
Ziel könne dann erreicht werden,
wenn diese oder jene Maßnah-
me getroffen werde und diesen
oder jenen Erfolg zeitige. 

Sieht man sich nun die er-
wähnten Studien näher an, die
solche Szenario-Ergebnisse gelie-
fert haben, so stellt man fest,
dass alle äusserst optimistische
bis völlig unrealistische Beiträge
etwa der Energieeinsparung (ra-
tionelleren Energieverwendung)
oder der regenerativen Energien
zugrundelegen. Selbst wenn aber
diese Beiträge bei entsprechen-
den Anstrengungen machbar er-
scheinen, scheitern solche Lö-
sungen an sehr hohen (volks-
wirtschaftlichen) Kosten, oder sie
sind jedenfalls deutlich teurer als
Alternativen mit einem Beitrag
der Kernenergie in der Grössen-
ordnung von zehn bis zwanzig
Prozent des Primärenergiever-
brauchs (auf mittlere Sicht).
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Nachtrag (Okt. 2004)
Der russische Präsident Putin hat
kürzlich angekündigt, Russland
werde das Kyoto-Protokoll nun
doch ratifizieren. Sobald das rus-
sische Parlament („Duma“) das
Ratifizierungsverfahren abge-
schlossen hat und die Ratifikati-
onsurkunde anschließend bei der
UN in NewYork hinterlegt wor-
den ist, kann die Vereinbarung in
Kraft treten. 

Inzwischen hat sich jedoch die
Erkenntnis durchgesetzt, dass die
darin niedergelegten Redukti-
onsziele weniger als „ein Tropfen
auf den heissen Stein“ sind.
Denn der Rückgang der CO2-
Emissionen in den durch das Pro-
tokoll verpflichteten Industrie-
staaten wird durch den höheren
Ausstoß an Treibhausgasen in
China, Indien und anderen
Schwellenländern weit überkom-
pensiert. Bei dem  Klima-Problem
mit seinen weltweiten Ursachen

und Auswirkungen kommt es
aber auf die globalen Effekte an.
Deshalb stellt sich die Aufgabe,
weitere internationale Abkom-
men unter Einschluss auch der
Schwellen- und Entwicklungslän-
der auszuhandeln.

Nachtrag (März 2005)
Russland und ihm folgend noch
weitere 20 Staaten haben das
Kyoto-Protokoll doch noch ratifi-
ziert. Der Vertrag ist nunmehr am
16. Februar 2005 in Kraft getreten.
Er bindet 141 Unterzeichner-
Staaten, dagegen insbesondere
nicht die USA, Australien und
Monaco. Wie in meinem Beitrag
beschrieben, haben aber nur die
Industrieländer Verpflichtungen
zur Senkung der Emissionen von
Treibhausgasen bis 2012 ueber-
nommen. Verhandlungen über
eine Nachfolge-Regelung sollen
noch 2005 aufgenommen wer-
den.

Nachtrag (März 2006)
Anfang 2006 fand in Montreal
(Kanada) eine internationale
Konferenz zu dem Thema „Was
soll nach 2012 zum Klimaschutz
geschehen ?“ statt. Es wurde be-
schlossen, eine Anschlusslösung
an das Kyoto-Protokoll zu erar-
beiten. Auch die USA sagten ihre
Mitwirkung zu. Konkrete Verein-
barungen gab es erwartungs-
gemäß noch nicht. In dem so
eingeleiteten Verhandlungspro-
zess wird vor allem umstritten
sein, in welchem Ausmaß die
Emissionen von Kohlendioxid
und anderen Treibhausgasen (wei-
ter) verringert werden und wel-
che Staaten Verpflichtungen
übernehmen sollen. Hier geht es
insbesondere um die sog.
Schwellenländer, in erster Linie
China und Indien mit ihrem stark
steigenden Energieverbrauch.

Seite 5 von 514. August 2004

http://www.energie-fakten.de/

	Kurzfassung
	Langfassung
	Nachtrag Oktober 2004
	Nachtrag (März 2005)
	Nachtrag (März 2006)



